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Der einstweilige Verfügungsbeschluss vom 15.01.2021 bleibt 

aufrechterhalten. 

2. 

Die Antragsgegnerin hat auch die weiteren Kosten des Verfahrens zu 

tragen. 

Streitwert: 20.000 € 

Tatbestand 

Der Antragsteller ist ein Verband zur Bekämpfung unlauteren 

Wettbewerbs. Zu seinen Mitgliedern zählen unter anderem Ärzte- und 

Apothekerkammern. 

Die Antragsgegnerin, eine Holding, betreibt unter anderem eine 

Versandapotheke. Auf ihrer Website 11www. befindet sich 

auch der Onlineshop der Versandapotheke. 

Am 14.12.2020 hatte das Bundesministerium für Gesundheit die 

Verordnung zum Anspruch auf Schutzmasken zur Vermeidung einer 

Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 (Bundesanzeiger AT vom 

15.12.2020 V1) erlassen. Nach dieser Verordnung sollen ab dem 

15.12.2020 in näher bestimmten Zeiträumen und unter näher bestimmten 

Bedingungen die Apotheken in Deutschland Schutzmasken an bestimmte 

berechtigte Personen abgeben. 

Die Antragsgegnerin warb Anfang Januar 2021 und auch noch am 

11.01.2021 auf ihrer Internetseite www. unter anderem 

für die Ausgabe von FFP2-Masken wie folgt: 

s. 4/35

Hier folgen die (schlecht lesbaren) Abbildungen der Website.
























